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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (1 1 . Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 11/4874 Nr. 2.2 - 


— Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/88 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft 


— Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
68/360/EWG zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen 
für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen 
innerhalb der Gemeinschaft KOM(88) 815 — SYN 185 

»Rats-Dok. Nr. 5786/89« 


A. Problem 

Die EG-Kommission hält nach 20jähriger Geltung der Freizügig- 
keitsverordnung und der Aufenthaltsrichtlinie deren Änderung für 
erforderhch. 


B. Lösung 

Zustimmung zu der nachstehenden Beschlußempfehlung 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

Die Beschlußempfehlung wurde mit den Stimmen der Mitgheder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Mitglieder der Fraktion der SPD angenommen. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag hält nach Kenntnisnahme des anliegen- 
den Dokuments insbesondere die in der Novelle zur EG-Freizügig- 
keitsverordnung vorgesehene unbegrenzte Aufhebung des Terri- 
torialitätsprinzips für nicht annehmbar. Sie führt dazu, daß die Wir- 
kungen deutscher Sozialvorschriften unübersehbar und vor allem 
finanziell unkalkulierbar werden. 

Der Deutsche Bundestag lehnt auch eine Ausweitung des Fami- 
liennachzugs ab. Allen Familienangehörigen im Hinblick auf die 
Erwerb Stätigkeit nur eines einzigen EG-Arbeitnehmers ein Zu- 
zugsrecht zuzubilligen hieße, dessen Leistungsfähigkeit zu über- 
schätzen und das Risiko einer starken Neubelastung der nationa- 
len Sozialsysteme zu übernehmen. Ein Handlungsbedarf für eine 
Ausweitung des Familiennachzugs ist auch wegen der Einführung 
eines allgemeinen Aufenthaltsrechts für alle Nichterwerbstätigen 
in der Gemeinschaft nicht erkennbar. 


Bonn, den 7. Mai 1990 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Egert Frau Beck-Oberdorf 

V ersitzender Berichterstatterin 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/88 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 68/360/EWG 

zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten 

und ihre Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft 


Revision der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und der Richtlinie EWG/68/360 über die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer 


Begründung 


1. Allgemeines 

1. Rechtsakte über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer 

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 

Gemeinschaft wird durch mehrere Akte des abgelei- 
teten Rechts geregelt; 

— Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Ge- 
meinschaft i) und Verordnung (EWG) Nr. 312/76 
des Rates zur Änderung von Artikel 8 '^) ; 

— Richtlinie 68/360/EWG des Rates zur Aufhebung 
der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für Ar- 
beitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familien- 
angehörigen innerhalb der Gemeinschaft i); 

— Richtlinie 64/221/EWG des Rates zur Koordinie- 
rung der Sondervorschriften für die Einreise und 
den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit 
oder Gesundheit gerechtfertigt sind 3); 

— Verordnung (EWG) Nr. 1251/70 der Kommission 
über das Recht der Arbeitnehmer, nach Beendi- 
gung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats zu verbleiben^); 

— Richtlinie 72/194/EWG des Rates über die Er- 
weiterung des Geltungsbereichs der Richtlinie 
64/221/EWG auf die Arbeitnehmer, die das Auf- 
enthaltsrecht in Anspruch nehmen 5); 


1) ABI. Nr. L 257 vom 19. 10. 1968. 

2) ABI. Nr. L 39 vom 14. 2. 1976. 

3) ABI. Nr. L 56 vom 4. 4. 1964. 

4) ABI. Nr. L 142 vom 30. 6. 1970. 

5) ABI. Nr. L 121 vom 26. 5. 1972. 


— Richtlinie 77/486/EWG des Rates über die schuli- 
sche Betreuung der Kinder von Wanderarbeitneh- 
mern ^). 


2. Gründe für die vorgeschlagene Revision 

Seit der Annahme der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
und der Richtlinie 68/360/EWG über ihren Aufenthalt 
sind zwanzig Jahre vergangen. Folgende Gründe ma- 
chen eine Änderung dieser Rechtsakte erforderlich: 

— Die Erfahrungen bei ihrer Anwendung, die Lücken 
im Rechtsschutz der Wanderarbeitsnehmer und ih- 
rer Familienangehörigen ergeben hat; 

— wirtschaftliche und soziale Veränderungen, die 
wie vor allem die Schrumpfung des Arbeits- 
marktes dazu geführt haben, daß die Arbeitneh- 
mer eines zusätzlichen Schutzes bedürfen; 

— die umfassende Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs, die förmlich in die Gemeinschafts- 
vorschriften einzubeziehen ist; 

— der politische Wille der Mitgliedstaaten, den 
Schutz der Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami- 
lienangehörigen zu verbessern, dem die Kommis- 
sion entsprechen muß. Deshalb 

— gehört zu den Zielen des Weißbuchs über die 
Vollendung des Binnenmarktes der Gemein- 
schaft bis 1992, das der Europäische Rat auf sei- 
ner Tagung vom 28. und 29. Juni 1985 in Mai- 
land angenommen hat, unter anderem die Be- 
seitigung der Hemmnisse, die der Freizügigkeit 
entge genstehen ; 


6) ABI. Nr. L 199 vom 6. 8. 1977. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 20. April 1989 — 121 — 680 70 ~ E — 
Ar 17/89 -. 
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— hat der Rat in seiner Entschließung vom 16. Juli 
1985^) über die 

„Leitlinien für eine Wanderungspolitik der Ge- 
meinschaft' die Kommission auf gef ordert, 
Maßnahmen zur Durchführung der in der Ent- 
schließung genannten Aktionen zu ergreifen, 
darunter vorrangig „die bessere Durchset- 
zung der geltenden Rechtsvorschriften (über 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer) . . . 
und die Prüfung der Frage, ob Änderungen 
beziehungsweise Ergänzungen notwendig 
sind . . . " ; 

— außerdem wird insbesondere in dem mit der Ein- 
heitlichen Europäischen Akte 8) eingeführten Arti- 
kel 8 a des EWG-Vertrags bis Ende 1992 die Ver- 
wirklichung eines Binnenmarktes, d. h. „eines 
Raumes ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen 
und Kapital gemäß den Bestimmungen dieses Ver- 
trags gewährleistet ist", in Aussicht gestellt. Der 
Begriff „Raum ohne Grenzen" verdeutlich die von 
der Gemeinschaft eingegangene Verpflichtung, 
den Binnenmarkt nicht auf ein wirtschaftliches 
Konzept zu beschränken, sondern ein Europa der 
Bürger anzustreben. 

Die Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mit- 
güedstaaten wollte in ihrer Erklärung zu Artikel 8 a, 
die der Schlußakte beigefügt ist, „den festen pohti- 
schen Willen zum Ausdruck bringen (. . .), die Be- 
schlüsse zu fassen, die zur Ausführung des von der 
Kommission in dem im Weißbuch über den Binnen- 
markt aufgestellten Programms notwendig sind". 


3. Rechtsgrundlage der aufgrund der Einheitlichen 
Akte vorgeschlagenen Revision 

Rechtsgrundlage für Verordnungen und Richtlinien 
auf dem Gebiet der Freizügigkeit ist Artikel 49 des 
EWG-Vertrags in der Fassung der Einheitlichen Akte. 
Darin heißt es, daß der Rat „mit qualifizierter Mehr- 
heit auf Vorschlag der Kommission in Zusammenar- 
beit mit dem Europäischen Parlament und nach Anhö- 
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses" be- 
schließt. 


4. Ziele der vorgeschlagenen Revision 

Die Überprüfung zielt im wesentlichen darauf ab, 

— den Kreis der unmittelbar durch das Gemein- 
schaftsrecht geschützten Personen hauptsächhch 
auf alle Verwandten in ab- und aufsteigender Linie 
des Arbeitnehmers und seines Ehegatten sowie auf 
andere Familienangehörige, denen Unterhalt ge- 
währt wird, zu erweitern; 

— den Grundsatz der Gleichbehandlung von Inlän- 
dern und sonstigen Staatsangehörigen der Mit- 
gliedstaaten zu stärken (Verankerung des Grund- 
satzes der Gleichstellung); 


7) ABI. Nr. C 186 vom 26. 7. 1985. 

8) ABI. Nr. L 169 vom 29. 6. 1986. 


— das Aufenthaltsrecht von Arbeitnehmern und ih- 
ren Familienangehörigen, die arbeitslos oder in ei- 
nem anderen Mitgliedstaat kurzfristig beschäftigt 
sind, sowie das Aufenthaltsrecht von Arbeitneh- 
mern und ihren Familienangehörigen zu verbes- 
sern, wenn die Arbeitnehmer wegen des Ortes, an 
dem sie ein Vertragsverhältnis eingegangen sind 
oder an dem sich dieses auswirkt, eine Bindung 
zum Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates aufrecht- 
erhalten. 

Inhalt und Umfang der beabsichtigten Revision wird 
in Abschnitt II ausführlich erläutert. 


11. Prüfung der Änderungsvorschläge 
zu der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und 
zu der Richtlinie 68/360/EWG 

A. Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 

1. Räumlicher Geltungsbereich 

Artikel 1 der Verordnung regelt den freien Zugang zu 
einer Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis „im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats". 

Der Gerichtshof hat in mehreren Urteilen festgestellt, 
daß die Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts auf 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in keiner Weise 
durch den Ort der Tätigkeit bestimmt wird 9); dieser 
kann außerhalb des Gebietes der Gemeinschaft lie- 
gen, ohne deswegen die Anwendung des Gemein- 
schaftsrechts auszuschließen, sofern das Arbeitsver- 
hältnis einen hinreichend engen Bezug zu diesem 
Gebiet behält. 

Ein solcher Bezug kann dadurch bestehen, daß der 
Arbeitnehmer von einem Unternehmen eines anderen 
Mitgliedstaates beschäftigt wurde, dem System der 
sozialen Sicherheit dieses Staates angeschlossen war 
und während seiner Entsendung bzw. seines Aufent- 
haltes in einem Drittland bzw. in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten seine Tätigkeit immer oder teilweise 
für dieses in der Gemeinschaft ansässige Unterneh- 
men ausgeübt hat. 

Es wird vorgeschlagen, einen Artikel 9 a über außer- 
halb der Gemeinschaft beschäftigte oder in einen an- 
deren Mitgliedstaat entsandte Arbeitnehmer einzufü- 
gen, sofern das Arb eits Verhältnis einen hinreichend 
engen Bezug zum Gebiet eines Mitgliedstaates be- 
hält. 


9) — Urteü vom 12. 12. 1974 in der Rechtssache 36/74, Walrave 
und Koch gegen Federation cychste, EuGH Sig. 1974, 
S. 1405. 

— Urteil vom 31. 3. 1977 in der Rechtssache 87/76, Bozzone 
gegen Office de Securite Sociale d’Outre-mer, Brüssel, 
EuGH Sig. 1977, S. 687. 

— Urteü vom 11. 7. 1980 in der Rechtssache 150/79, EG- 
Kommission gegen Königreich Belgien, EuGH Sig. 1980, 
S. 2621. 

— Urteil vom 12. 7. 1984 in der Rechtssache 237/83, Protest 
gegen Caisse primaire d'assurance maladie de Paris, 
EuGH Sig. 1984, S. 3153. 
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2. Persönlicher Geltungsbereich 

Bisher dürfen nach der Verordnung bei den in einem 
Mitghedstaat beschäftigten Wanderarbeitnehmern 
ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit der Ehegatte, 
die Verwandten in absteigender Linie, die das 21. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet haben oder denen Un- 
terhalt gewährt wird, sowie die Verwandten in auf- 
steigender Linie, denen sie Unterhalt gewähren, Woh- 
nung nehmen (Artikel 10 Abs. 1). 

Bei anderen Familienangehörigen „begünstigen" die 
Mitghedstaaten ledighch deren Zugang, wenn der 
betreffende Arbeitnehmer ihnen Unterhalt gewährt 
oder mit ihnen im Herkunftsland in häushcher Ge- 
meinschaft lebt (Artikel 10 Abs. 2). 

Im Hinbhck auf die Verwirklichung des Binnenmark- 
tes, der in Artikel 8 a des EWG-Vertrags als ein „Raum 
ohne Binnengrenzen" bezeichnet wird und den Wil- 
len der Gemeinschaft verdeuthcht, ein Europa der er- 
werbstätigen und nichterwerbstätigen Bürger anzu- 
streben, muß das Recht, mit dem Arbeitnehmer Woh- 
nung zu nehmen, uneingeschränkt auf alle Verwand- 
ten in ab- und aufsteigender Linie des Arbeitnehmers 
und seines Ehegatten ausgedehnt werden. Außerdem 
wird vorgeschlagen, dieses Recht auf Verwandte in 
der Seitenhnie, denen Unterhalt gewährt wird oder 
die mit dem Arbeitnehmer oder seinem Ehegatten im 
Herkunftsland in häushcher Gemeinschaft leben, aus- 
zudehnen (Artikel 10 Buchstaben a, b und c). 

Aus denselben Gründen müssen die Rechte nach den 
(geänderten) Artikeln 11 und 12 allen Famihenange- 
hörigen im Sinne des neuen Artikels 10 gewährt wer- 
den. Im Europa der Bürger muß auch an den Ehepart- 
ner des Wanderarbeitnehmers, insbesondere die Ehe- 
gattin, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mit- 
ghedstaats besitzt, gedacht werden. 

Bisher kann der Ehepartner, der nicht die Staatsange- 
hörigkeit eines Mitghedstaats besitzt, die Rechte nach 
den Artikeln 10 und 11 nicht in Anspruch nehmen, 
wenn der Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines 
Mitghedstaats ist, stirbt oder wenn die Ehe geschie- 
den wird. 

Durch Aufnahme eines zweiten Unterabsatzes wird 
diese Lücke ordnungsgemäß geschlossen und vermie- 
den, daß die Witwe bzw. die geschiedene Ehefrau, die 
nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitghedstaats be- 
sitzt, und Famihenangehörige, die ausschheßhch von 
ihr abhängen, sozial und menschhch gravierende Fol- 
gen zu tragen haben. 

Bei dieser Änderung wird auch die Entwicklung der 
Rechtsprechung über die Rechte des Ehepartners 
bzw. des mit dem Arbeitnehmer, der Staatsangehöri- 
ger eines Mitghedstaats ist, nicht verheirateten Part- 
ners berücksichtigt. Auch wenn diese Rechtspre- 
chung die Famihenangehörigen des Arbeitnehmers 
begünstigt, so sind ihr in den Artikeln 10 und 11 doch 
Grenzen gesetzt^®). Daher ist eine Änderung notwen- 
dig. 


10) — Urteil vom 13. 2. 1985 in der Rechtssache 267/83, Diatta 
gegen Land Berlin, EuGH Sig. 1985, S. 1567. 

— Urteil vom 17. 4. 1986 in der Rechtssache 59/85, Nieder- 
lande gegen A. F. Reed, EuGH Sig. 1986, S. 1296. 


Der persönliche Geltungsbereich wird durch die Auf- 
nahme eines neuen Artikels 12 a ausgedehnt, der aus 
denselben Gründen wie der neue Artikel 9 a gerecht- 
fertigt ist. Famihenangehörige eines Arbeitnehmers, 
der vorübergehend in ein Land außerhalb der Ge- 
meinschaft entsandt wird, müssen unbedingt die revi- 
dierten Rechte aus Titel III (Artikel 10 bis 12) erhal- 
ten. 

3. Sachlicher Geltungsbereich: Verstärkung des 
Versicherungsschutzes 

a. Verankerung des Gleichstellungsgrundsatzes 

Die bisherigen Erfahrungen mit der Verordnung 
haben gezeigt, welche Schwierigkeiten Wanderar- 
beitnehmer haben, einen Anspruch auf bestimmte 
soziale und steuerhche Vergünstigungen zu erwer- 
ben, weil die betreffenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften den Erwerb dieses Anspruchs 
von Gegebenheiten oder Umständen im eigenen 
Hoheitsgebiet abhängig machen. 

Beispielsweise werden bestimmte Steuervergün- 
stigungen für unterhaltsberechtigte Kinder für die 
tatsächlich im Hoheitsgebiet aufgezogenen Kinder 
gewährt oder sind Beiträge zur sozialen Sicherheit 
bzw. Lebensversicherungsprämien nur dann vom 
steuerpflichtigen Einkommen absetzbar, wenn sie 
im Hoheitsgebiet des Aufnahmestaats gezahlt wur- 
den. 

Der Gerichtshof hat in der Rechtssache 15/69 (Ugi- 
lola) nach dem Gleichbehandlungsgrundsatz, der 
auf Artikel 48 des EWG-Vertrages beruht, die im 
Herkunftsland erfüllte Wehrdienstpflicht den im 
Beschäftigungsland abgeleisteten Wehrdienstzei- 
ten gleichgestellt, damit ein Arbeitnehmer, der 
Staatsangehöriger eines Mitghedstaats ist, bei den 
Beschäftigungsbedingungen den gleichen Schutz 
genießt wie ein inländischer Arbeitnehmer. 

Diese Rechtsprechung ist durch die Verankerung 
des Gleichstellungsgrundsatzes in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 zu festigen, damit alle der Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer entgegenstehenden 
Hemmnisse aufgrund einer fehlenden Anglei- 
chung der einzelstaathchen Rechtsvorschriften be- 
seitigt werden. Dies ist das Ziel von Absatz 5 des 
neuen Artikels 7. Außerdem wird der Gleichstel- 
lungsgrundsatz in den Verordnungen (EWG) 
Nr. 1408/71 und 574/72 über die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer in großem Umfang ver- 
wirkhcht (vgl. die grundsätzhche Zusammenrech- 
nung der Versicherungs-, Beschäftigungs- und 
Wohnzeiten für die Gewährung oder die Berech- 
nung der Leistungen der sozialen Sicherheit und 
die Rechtsprechung des Gerichtshofes) ^i). 

b. Es wird vorgeschlagen, in Artikel 5, nach dem 
Staatsangehörige aus einem anderen Mitgliedstaat 


11) — Urteil vom 7. 7. 1988 in der Rechtssache 143/88, Stan- 
ton und S. A. beige d'assurance „l'Etoile 1905" gegen 
INASTI, Brüssel, EuGH Sig. 1988, noch nicht veröffent- 
licht. 

— Urteil vom 7. 7. 1988 in den verbundenen Rechtssachen 
154 und 155/87, INASTI gegen Wolf und andere, EuGH 
Sig. 1988, noch nicht veröffentlicht. 
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bei der Suche nach einer Beschäftigung die gleiche 
Hilfe erhalten, wie sie eigenen Staatsangehörigen 
gewährt wird, auch die Beihilfen zur Förderung der 
Mobilität und Einstellung sowohl innerhalb eines 
Mitgliedstaates als auch zwischen den Mitglied- 
staaten oder zwischen Mitghedstaaten und Dritt- 
ländern aufzunehmen, um den Schutz des Wan- 
derarbeitnehmers und das Recht auf Gleichbe- 
handlung zu festigen. 

c. Der am Ende von Artikel 7 Abs. 3 verwendete Aus- 
druck „Berufsschulen'' ist durch den umfassende- 
ren und der Rechtsprechung des Gerichtshofs bes- 
ser entsprechenden Begriff „berufliche Bildung" 

zu ersetzen ^ 2 ), 

d. Die in Artikel 8 geregelte Beschränkung der Aus- 
übung von Rechten, die mit der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer Zusammenhängen, ist eng auszule- 
gen-, daher wird die Klarstellung vorgeschlagen, 
daß der Ausschluß von gewerkschaftlichen Tätig- 
keiten, die mit einer Teilnahme an der Verwaltung 
von Körperschaften des öffentlichen Rechts ver- 
bunden sind, oder von der Ausübung eines öffent- 
lich-rechthchen Amtes nur insoweit zulässig ist, als 
diese Tätigkeiten die Ausübung der Hoheitsgewalt 
betreffen. 

e. In Artikel 9 Abs. 1 über die Gleichbehandlung hin- 
sichtlich der mit einer Wohnung zusammenhän- 
genden Rechte und Vergünstigungen müssen die 
Finanzierungs- und Zuschußmöghchkeiten aus- 
drückhch auf genommen werden; die zwanzigjäh- 
rige Erfahrung mit der Freizügigkeit hat gezeigt, 
daß Kreditinstitute und Gebietskörperschaften den 
Wanderarbeitnehmern während der ersten Jahre 
nach ihrer Zuwanderung in den Aufnahmestaat 
manchmal nur zögernd Darlehen oder Zuschüsse 
gewähren, 

f. Artikel 10 Abs. 3, wonach der Arbeitnehmer über 
eine Wohnung verfügen muß, die den normalen 
Anforderungen entspricht, wurde geändert. Diese 
Voraussetzung, die auf den Wohnverhältnissen 
von 1964 beruhte ^3), konnte nur von vorüberge- 
hender Bedeutung sein; in Anbetracht der heuti- 
gen Gegebenheiten ist eine solche Bestimmung 
nicht mehr gerechtfertigt. 

g. Artikel 1 1 , der den Familienangehörigen eines Ar- 
beitnehmers, der Staatsangehöriger eines Mit- 
gliedstaats ist, auch dann ein Recht auf Beschäfti- 
gung zugesteht, wenn sie nicht die Staatsangehö- 


12) — Urteil vom 13. 2. 1985 in der Rechtssache 293/83, Gravier 

gegen Stadt Lüttich, EuGH Sig. 1985, S. 606. 

— Urteil vom 2. 2. 1988 in der Rechtssache 24/86, V. Blaizot 
und andere gegen Universites Liege, Catholique de Lou- 
vain, Libre de Bruxelles und Facultes universitaires 
Notre-Dame de la Paix in Namur, EuGH Sig. 1988, noch 
nicht veröffentlicht. 

— Urteil vom 21. 6. 1988 in der Rechtssache 39/86, Lair 
gegen Universität Hannover, EuGH Sig. 1988, noch nicht 
veröffentlicht. 

— Urteil vom 21. 6. 1988 in der Rechtssache 197/86, S. M. 
Brown gegen The Secretary of State for Scotland, EuGH 
Sig. 1988, noch nicht veröffentlicht. 

13) Verordnung Nr. 38/64/EWG vom 25, 3. 1964, ABI. Nr. 62, 
S, 965. 


rigkeit eines MitgÜedstaats besitzen, wurde er- 
gänzt. Famiüenangehörige eines Staatsangehöri- 
gen eines Mitgliedstaats, die selbst nicht die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen, 
sollen auch dann, wenn der Ehepartner verstorben 
oder die Ehe geschieden ist, ein eigenes Recht auf 
Beschäftigung und Aufenthalt haben, sofern sie in 
einem Mitgliedstaat bereits einer Beschäftigung 
nachgehen. Andernfalls besteht ständig die Ge- 
fahr, daß sie ihr Recht auf Beschäftigung und Auf- 
enthalt verheren. 

h. Die Gleichbehandlung von Famihenangehörigen 
ist in Artikel 12 geregelt. 

Die in Artikel 7 Abs. 2 verankerte Gleichbehand- 
lung bei sozialen und steuerlichen Vergünstigun- 
gen für Arbeitnehmer ist vom Gerichtshof^^) auf 
Familienangehörige ausgedehnt worden, die von 
dem in Artikel 10 Abs. 1 anerkannten Recht, mit 
dem Arbeitnehmer Wohnung zu nehmen, Ge- 
brauch gemacht haben, um die Familienzusam- 
menführung im Aufnahmestaat zu fördern und da- 
durch negative Auswirkungen auf die Freizügig- 
keit zu vermeiden. 

Da es sich empfiehlt, diese Rechtsprechung aus- 
drücklich in Titel III der Verordnung einzubezie- 
hen, sieht der neue Artikel 12 die Gleichbehand- 
lung bei den sozialen Vergünstigungen für Fami- 
lienangehörige des Arbeitnehmers vor. Außerdem 
wird darin die Rechtsprechung des Gerichtshofs im 
Hochschulbereich und über die Gleichbehandlung 
bei den Verwaltungsverfahren und den Gebüh- 
ren ^5) berücksichtigt. 

i. Die Kommission ist der Auffassung, daß Personen, 
welche die Gemeinschaftsbestimmungen in An- 
spruch nehmen wollen, bei der heutigen Fassung 
der Verordnung ihre Rechte nur auf dem Rechts- 
weg geltend machen können, nachdem sie sich 
gegebenenfalls an andere Stellen gewandt haben. 
Um die Anwendung besser überwachen zu kön- 
nen, wird vorgeschlagen, die Behörden der Mit- 
gliedstaaten zu verpflichten, nicht nur darauf zu 
achten, daß alle natürlichen oder juristischen Per- 
sonen den Gleichbehandlungsgrundsatz einhal- 
ten, sondern auch in jeder Hinsicht diskriminie- 
rende Maßnahmen gegen Personen, die von der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer Gebrauch machen 
wollen, zu unterbinden (Artikel 43 Abs. 1). 


14) — Urteil vom 30. 9, 1975 in der Rechtssache 32/75 

-A, CHRISTINI gegen SNCF, EuGH Sig. 1975, 
S. 1085. 

— Urteil vom 16, 12. 1976 in der Rechtssache 63/76 — 
V. INZIRILLO gegen Caisse d'allocations familiaies de 
r Arrondissement de Lyon — EuGH Sig. 1976, S. 2057. 

— Urteil vom 6. 6. 1985 in der Rechtssache 157/84 — 
M. Frascogna gegen Caisse de depöts et consignations, 
Bordeaux — EuGH Sig. 1985, S. 1744. 

— Urteil vom 20, 6. 1985 in der Rechtssache 94/84 — ONEM 
gegen M. J. DEAK - EuGH Sig. 1985, S. 1881. 

— Urteil vom 9. 7. 1987 in der Rechtssache 256/86 
~ M. FRASCOGNA gegen Caisse de döpots et consigna- 
tions — EuGH Sig. 1987, noch nicht veröffentücht. 

15) Rechtssachen 293/83 und 24/86, vgl. Fußnote 12. 
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B. Änderung der Richtlinie 68/360/EWG 

Die Revision der Richtlinie 68/360/EWG beruht im 
wesentlichen auf drei untereinander zusammenhän- 
genden Bestrebungen: 

— verstärkte Anwendung des Rechts der Staatsange- 
hörigen eines Mitgliedstaates, in das Hoheitsge- 
biet eines anderen Mitgliedstaates einzureisen 
und sich dort zu dem im Vertrag vorgesehenen 
Zweck aufzuhalten, insbesondere für Arbeitneh- 
mer auf der Suche nach einer Beschäftigung im 
gesamten Gebiet der Gemeinschaft; 

— Übernahme der für die Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 vorgeschlagenen Änderungen in die 
Richtlinie; 

— Beseitigung der schwerfälligen Verwaltungsver- 
fahren bei der Erteilung der Aufenthaltsbescheini- 
gungen im Sinne des „Weißbuches" der Kommis- 
sion, auf das in der Erklärung zur Einheitlichen 
Akte, welche die Konferenz der Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten zu Artikel 8 a des 
EWG-Vertrages abgegeben hat, ausdrücklich ver- 
wiesen wird. 


1. Verstärkte Anwendung des Aufenthaltsrechts 

(1) Nach Artikel 4 Abs. 2 wird die Aufenthaltser- 
laubnis im Sinne des Europas der Bürger und entspre- 
chend der Einführung eines EG-Passes und eines EG- 
Führerscheins künftig als „Aufenthaltsbescheinigung 
der Europäischen Gemeinschaften" bezeichnet. Da- 
bei sei darauf hingewiesen, daß in einigen Sprachfas- 
sungen der derzeitigen Richtlinie anstelle des Wortes 
„Aufenthaltsbescheinigung" der Ausdruck „Aufent- 
haltserlaubnis" verwendet wird, der dem „deklarati- 
ven" Charakter der Richtlinie nicht entspricht. Diese 
Fassungen sind geändert worden, damit das Wort 
„Aufenthaltserlaubnis" dort nicht mehr erscheint. 

(2) Nach Artikel 6 Abs. 1 wird die Aufenthaltsbe- 
scheinigung mit einer Gültigkeitsdauer von minde- 
stens fünf Jahren ohne weiteres verlängert. Um das 
Aufenthaltsrecht des Wanderarbeitnehmers und sei- 
ner Familie zu verbessern, wird eine automatische 
Verlängerung der Aufenthaltsbescheinigung um je- 
weils zehn Jahre vorgeschlagen. 

(3) Nach Artikel 6 Abs. 2 wird die Gültigkeit der 
Aufenthaltsbescheinigung von Aufenthaltsunterbre- 
chungen, die sechs aufeinanderfolgende Monate 
nicht überschreiten, und eine durch Militärdienst ge- 
rechtfertigte Abwesenheit nicht berührt; aus nahelie- 
genden sozialen Gründen empfiehlt es sich, auch Ab- 
wesenheiten aus medizinischen Gründen, wegen 
Mutterschaft oder einer Ausbildung einzubeziehen. 

(4) Artikel 6 Abs. 3 Unterabsatz 1 sieht eine zeitwei- 
lige Aufenthaltsberechtigung für Arbeitnehmer in ei- 
nem Beschäftigungsverhältnis mit einer Dauer von 
mehr als drei und weniger als zwölf Monaten vor. 
Diese Regelung darf nicht in Frage gestellt werden. 
Doch konnte in Zeiten der Arbeitslosigkeit immer 
häufiger festgestellt werden, daß Arbeitnehmer, die in 
einem anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft als 


dem, dessen Staatsangehörige sie sind, eine Beschäf- 
tigung suchen, Arbeitsverträge mit einer Dauer von 
weniger als einem Jahr annehmen müssen. 

Die angebotene Beschäftigung ist häufig an sich nicht 
zeitlich befristet, wird aber aus vom Arbeitgeber gel- 
tend gemachten wirtschaftlichen Gründen (geringer 
Auftragsbestand, Scheu vor Sozialabgaben usw.) häu- 
fig zu einer solchen gemacht, wobei der Arbeitgeber 
bei Ablauf des ersten Arbeitsvertrages zu Verlänge- 
rungen bereit ist, wenn die Geschäftslage des Unter- 
nehmens dies zuläßt. In anderen Fällen schließt der 
Arbeitnehmer selbst mehrere befristete Arbeitsver- 
träge, bis er ein unbefristetes Arbeitsverhältnis fin- 
det. 

In der Praxis kann ein Arbeitnehmer demnach mehr- 
fach eine befristete Aufenthaltsbescheinigung erhal- 
ten, die mit regelmäßig verlängerten Arbeitsverträgen 
von jeweils höchstens einem Jahr oder durch aufein- 
anderfolgende befristete Arbeitsverträge mit unter- 
schiedlichen Arbeitgebern begründet wird. Selbst 
wenn diese befristeten Aufenthaltsbescheinigungen 
zu mehrjähriger Wohn- und Beschäftigungszeit im 
Hoheitsgebiet führen sollten, hätte der Arbeitnehmer 
nach der Richtlinie keinen Anspruch auf eine EG- Auf- 
enthaltsbescheinigung, die fünf Jahre gültig ist und 
ohne weiteres verlängert wird. 

Diese Lücke in der Richtlinie hat zur Folge, daß Ar- 
beitnehmer ihre Existenz im Beschäftigungsland hin- 
sichtlich einer Wohnung, der Berufs- oder Sprachaus- 
bildung, der Familienzusammenführung und ver- 
schiedener sozialer und kultureller Beziehungen, die 
ihre Eingliederung erleichtern, nicht planen können. 
Neben diesen Erschwernissen ihres Privatlebens ent- 
stehen ihnen administrative Mehrbelastungen. 

Daher ist Artikel 6 Abs. 3 nach dem ersten Unterab- 
satz ergänzt worden, damit Arbeitnehmer eine ohne 
weiteres zu verlängernde Aufenthaltsbescheinigung 
mit einer Gültigkeitsdauer von zehn Jahren erhalten 
können, wenn sie mit verschiedenen Arbeitsverträgen 
mit einer Dauer von jeweils höchstens einem Jahr, 
insgesamt mehr als ein Jahr beschäftigt waren, sofern 
sie sich in dem Land mindestens 18 Monate ununter- 
brochen aufgehalten haben. Diese Bedingung wird 
eingeführt, damit kurze Beschäftigungszeiten, zwi- 
schen denen jeweils große Zeiträume liegen, nicht 
zusammengerechnet werden müssen. 

(5) Gegenwärtig haben Arbeitnehmer, die Inhaber 
einer befristeten Aufenthaltsbescheinigung gemäß 
Artikel 6 Abs. 3 erster Unterabsatz sind, bei Ablauf 
der Gültigkeit dieser Bescheinigung nach dem Ge- 
meinschaftsrecht kein Aufenthaltsrecht im Aufnah- 
meland, obwohl sie nach den Rechtsvorschriften die- 
ses Staates Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosig- 
keit hätten [gegebenenfalls gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71]. Das gleiche gilt für Arbeitneh- 
mer, die eine Beschäftigung für eine Dauer von weni- 
ger als drei Monaten im Aufnahmestaat angenommen 
und nach dem geltenden Recht dieses Staates An- 
spruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit erworben 
haben. 

Aufgrund von Artikel 6 neuer Absatz 4 soll diesen 
Arbeitnehmern das Aufenthaltsrecht bis zum Erlö- 
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sehen des Anspruchs auf Leistungen bei Arbeitslosig- 
keit zuerkannt werden. 

Diese Verbesserung erfordert auch die Änderung von 
Artikel 4 Abs. 3 erster Gedankenstrich, in dem die für 
die Ausstellung einer Aufenthaltsbescheinigung vor- 
zulegenden Urkunden festgelegt sind, wobei unter 
Buchstabe b die Bescheinigung des Leistungsan- 
spruchs bei Arbeitslosigkeit durch die Arbeitsverwal- 
tungen des Aufnahmestaates für die in Artikel 6 
Abs. 4 genannten Arbeitnehmer hinzuzufügen ist. 

(6) In Artikel 7 Abs. 2 wird eine Begrenzung des 
Aufenthaltsrechts von Arbeitnehmern eingeführt, die 
bei Ablauf der ersten Aufenthaltsbescheinigung mit 
einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren bei der fälli- 
gen Verlängerung seit mehr als einem Jahr unfreiwil- 
lig arbeitslos sind. Die einzelstaatliche Behörde 
„kann" dann bei dieser „erstmaligen" Verlängerung 
die Gültigkeitsdauer der Aufenthaltsbescheinigung 
auf zwölf Monate begrenzen. 

Daraus folgt, daß es nach Ablauf dieser zweiten Ver- 
längerungszeit angesichts der fehlenden Rechtsvor- 
schriften den einzelstaatlichen Behörden überlassen 
bleibt, die Ausreise des Arbeitnehmers zu veranlassen 
oder die Aufenthaltsbescheinigung nach ihrem Er- 
messen zu verlängern. In der Praxis kann das Erlö- 
schen des Anspruchs auf Arbeitslosenunterstützung 
und demnach der Übergang zur Sozialhilfe ein Grund 
für die Ausweisung des Arbeitnehmers sein. 

Diese durch den Vertrag anerkannte Lücke bei der 
Anwendung des Aufenthaltsrechts steht im Wider- 
spruch zu der damit verbundenen Eingliederung und 
stellt die Arbeitnehmer angesichts der Bindungen, die 
während der sechs Jahre ihres Aufenthalts im Auf- 
nahmestaat entstanden sind, bei einer Rückkehr vor 
eine sozial und rechtlich schwierige Situation [Um- 
zugskosten, laufende Mietverträge, etwaige Darle- 
hen, Schulpflicht der Kinder, Ausschluß von den An- 
sprüchen nach Titel II des ersten Teils der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68], wobei jedoch übersehen 
wird, daß der Aufnahmestaat zwar einen Arbeitneh- 
mer auffordern kann, sein Hoheitsgebiet zu verlassen, 
dieser jedoch umgehend dorthin zurückkehren und 
eine Beschäftigung suchen kann. 

Daher muß Artikel 7 Abs. 2 aufgehoben und Absatz 1 
um den Hinweis auf die automatische Verlängerung 
der Aufenthaltsbescheinigung bei deren Ablauf ge- 
mäß Artikel 6 ergänzt werden. Außerdem wird Mut- 
terschaft als weitere Form der Arbeitsunfähigkeit auf- 
genommen. 


2. Folgen der Revision der Verordnung (EWG) 

Nr. 1612/68 

1. Die Änderung von Artikel 10 der Verordnung er- 
fordert die Änderung von Artikel 4 Abs. 3 zweiter 


Gedankenstrich Buchstabe e über die von den Be- 
hörden des Aufnahme staats vorzunehmende Über- 
prüfung der Voraussetzung, daß der Arbeitnehmer 
den Familienangehörigen Unterhalt gewährt oder 
mit ihnen im Herkunftsland in häushcher Gemein- 
schaft lebt. 

2. Artikel 4 Abs. 4 wird aufgehoben, da die Familien- 
mitglieder eines EG -Bürgers, die die Staatsange- 
hörigkeit eines Drittlandes haben, unter Artikel 4 
Abs. 4 und Artikel 1 der Richtlinie fallen und die 
von ihr erfaßten Personen auch die Begünstigten 
nach Artikel 11 der Verordnung einschließen. 

3. In Artikel 6 Abs. 2 wird den begründeten Aufent- 
haltsunterbrechungen im Sinne von Artikel 9 a der 
Verordnung die Entsendung im Sinne von Arti- 
kel 9 a der Verordnung hinzugefügt. 

4. Nach Artikel 9 Abs. 1 sind Ausstellung und Verlän- 
gerung der Aufenthaltsbescheinigungen „kosten- 
los oder gegen Entrichtung eines Betrages, der die 
Ausstellungsgebühr von Personalausweisen für In- 
länder nicht übersteigen darf", vorgesehen. 

Wegen der möglichen Anwendung der Verord- 
nung auf Personen, die nicht Staatsangehörige ei- 
nes Mitgliedstaates der Gemeinschaft sind, und auf 
deren Familienmitglieder bezieht sich dieser Arti- 
kel auf sämtliche Begünstigten der Richtlinie; 
außerdem schien es geboten, nicht nur die „Auf- 
enthaltsbescheinigungen" sondern auch die häufig 
beträchtliche Kosten mit sich bringenden „Urkun- 
den" einzubeziehen. 


3. Beseitigung schwerfälliger 
V erwal tungsverf ahren 

(1) Der geänderte Artikels enthält folgende neue 
Vorschrift: Die Formalitäten, die zur Erteilung und 
Verlängerung der Aufenthaltsbescheinigung erfor- 
derlich sind, müssen binnen kürzester Frist erledigt 
werden. 

Mit dieser neuen Bestimmung würde das Gegenstück 
zu Artikel 5 Abs. 1 der Richthnie 64/221/EWG einge- 
führt, wonach über die Erteilung oder Verweigerung 
der Aufenthaltsbescheinigung aus Gründen der öf- 
fentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit bin- 
nen kürzester Frist entschieden wird. 

(2) Unter Berücksichtigung von Artikel 3 wird im 
neuen Absatz 4 von Artikel 9 klargestellt, daß „die 
Vorlage der Aufenthaltsbescheinigung beim Grenz- 
übertritt nicht verlangt werden darf". 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/88 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 49, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 8 a des EWG- Vertrags hat die Gemein- 
schaft die erforderhchen Maßnahmen zu treffen, um 
bis zum 31. Dezember 1992 den Binnenmarkt schritt- 
weise zu verwirklichen. Der Binnenmarkt umfaßt ei- 
nen Raum ohne Binnengrenzen, in dem insbesondere 
der freie Personenverkehr gemäß den Bestimmungen 
dieses Vertrages gewährleistet ist. 

Die Lage von Arbeitnehmern der Mitghedstaaten und 
ihrer Famihenangehörigen, die im Hinblick auf eine 
Beschäftigung in einen anderen Mitghedstaat ziehen, 
darf sich unter anderem nicht deshalb verschlechtern, 
weil die geltenden Rechtsvorschriften den Anforde- 
rungen einer im Umbruch befindlichen Gesellschaft 
nicht mehr ganz genügen. 

Es ist unerläßlich, die Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates ^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 312/762), an die 
neuen gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
anzupassen und die Rechtsprechimg des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften durch die Über- 
nahme der vom Gerichtshof aufgestellten Grundsätze 
in die europäischen Rechtsnormen festzuschreiben. 

Damit im Hinblick auf die Vollendung des Binnen- 
marktes das Grundrecht der Freizügigkeit möglichst 
uneingeschränkt ausgeübt werden kann, müssen die 
im Bereich der persönlichen Rechte noch bestehen- 
den Hemmnisse für die Mobilität der Arbeitnehmer, 
insbesondere diejenigen, die sich daraus ergeben, daß 
die Territorialitätsvoraussetzung die Gleichbehand- 
limg begrenzt und die geltenden Bestimmungen das 
Recht der Famüienzusammenführung beschränken, 
beseitigt werden. 

In seiner Entschließung vom 16. Juli 19853) über Leit- 
linien für eine Wanderungspohtik der Gemeinschaft 
erkennt der Rat an, daß auf dem Gebiet der Gemein- 
schaftsvorschriften über die Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer der besseren Anwendung der geltenden 


1) ABI. Nr. L 257 vom 19. 10. 1968, S. 2 

2) ABI. Nr. L 39 vom 14. 2. 1976, S. 2 

3) ABI. Nr. C 186 vom 26. 7, 1985, S. 6. 


Rechtsvorschriften Vorrang eingeräumt und unter an- 
derem geprüft werden sollte, ob diese geändert oder 
ergänzt werden müssen. 

Die Mitghedstaaten sollten stärker überwachen, ob 
der Gleichbehandlungsgrundsatz tatsächhch ange- 
wandt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel 5 wird folgender Absatz angefügt: 

„Er erhält außerdem die gleichen Mobihtäts- und 
Einstellungsbeihüfen wie Inländer, die ihren 
Wohnsitz innerhalb des Laiides oder in einen an- 
deren Mitghedstaat oder in ein Drittland verle- 
gen, um dort eine Beschäftigung im Lohn- und 
Gehaltsverhältnis auszuüben. " 

2. In Artikel 7 Absatz 3 erhält der zweite Teil des 
Satzes ab „inländischen Arbeitnehmer" folgende 
Fassung: 

„Berufliche Büdungs-, Anpassungs- und Umschu- 
limgsmaßnahmen in Anspruch nehmen. " 

3. In Artikel 7 wird folgender Absatz angefügt: 

„5. Der Mitghedstaat, dessen Rechts- und Ver- 
waltimgsvorschriften Rechte einräumen oder 
die Gewährung sozialer oder steuerhcher 
Vergünstigimgen von bestimmten Gegeben- 
heiten oder Umständen abhängig machen, 
berücksichtigt, soweit erforderhch, dieselben 
Gegebenheiten oder Umstände in jedem an- 
deren Mitghedstaat, als bestünden sie im ei- 
genen Hoheitsgebiet. " 

4. In Artikel 8 erster Absatz wurden nach „der Aus- 
übung eines öffenthch-rechthchen Amtes" fol- 
gende Worte eingefügt: 

„ , sofern die Tätigkeiten mit der Ausüb img öffent- 
hcher Gewalt verbunden sind". 

5. In Artikel 9 Absatz 1 sind folgende Worte einzufü- 
gen: 

„imd hinsichthch der Finanzierung imd Zu- 
schüsse". 

6. Folgender Artikel 9 a wird eingefügt: 

„Artikel 9 a 

Die Vorschriften von Titel II gelten für Angehö- 
rige eines Mitghedstaats im Sinne von Artikel 1, 
die von ihrem Arbeitgeber, der im Hoheitsgebiet 
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eines Mitgliedstaats eine Erwerbstätigkeit aus- 
übt, in einen anderen Mitgliedstaat oder in ein 
Drittland entsandt werden und dort ihre vertragli- 
chen Leistungen erbringen. " 

7. Artikel 10 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

Bei einem Arbeitnehmer, der Angehöriger eines 
Mitghedstaats und im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitghedstaats beschäftigt ist, dürfen folgende 
Personen auch dann Wohnung nehmen, wenn sie 
nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats 
besitzen: 

a) der Ehegatte und Verwandte in absteigender 
Linie; 

b) Verwandte in aufsteigender Linie des Arbeit- 
nehmers oder des Ehegatten; 

c) alle anderen unterhaltsberechtigten oder mit 
dem Arbeitnehmer oder dem Ehegatten im 
Herkunftsland in häusÜcher Gemeinschaft le- 
benden Famihenangehörigen. " 

8. Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

Personen, die Familienangehörige im Sinne von 
Artikel 10 eines Arbeitnehmers sind, der im Ho- 
heitsgebiet eines Mitgliedstaats 2) eine Tätigkeit 
im Lohn- oder Gehalts Verhältnis oder eine selb- 
ständige Tätigkeit ausübt, und nicht die Staatsan- 
gehörigkeit eines Mitghedstaats besitzen, dürfen 
im gesamten Hoheitsgebiet dieses Mitghedstaats 
eine Beschäftigung aufnehmen und sie nach den 
für die Beschäftigung von Inländern geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften ausüben. 

Dieses Recht wird durch den Tod des Arbeitneh- 
mers, von dem die Famihenangehörigen abhän- 
gen, oder die Auflösung der Ehe nicht beeinträch- 
tigt." 

9. Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 12 

Personen, die Famihenangehörige im Sinne von 
Artikel 10 eines Arbeitnehmers sind und im Ho- 
heitsgebiet eines Mitghedstaats wohnen, in dem 
der Arbeitnehmer beschäftigt ist oder war, genie- 
ßen dort die gleichen sozialen Vergünstigungen 
wie die Staatsangehörigen dieses Mitghedstaats. 
Sie können außerdem unter den gleichen Bedin- 


gungen wie Inländer ahgemeinbildende Schulen 
besuchen, eine Lehre und eine akademische oder 
nichtakademische Berufsausbildung absolvie- 
ren. 

Die Mitghedstaaten fördern Bemühungen, die 
diesen Personen eine Teilnahme am Unterricht 
unter den besten Voraussetzungen ermöghchen 
soUen, und ergreifen geeignete Maßnahmen zur 
Vereinfachung der Formahtäten, damit die Bear- 
beitungskosten die gleichen sind wie für Inlän- 
der." 

10. Folgender Artikel 12 a wird eingefügt: 

„Artikel 12 a 

Die Vorschriften von Titel III gelten auch für Fa- 
mihenangehörige eines entsandten Arbeitneh- 
mers im Sinne von Artikel 9 a. " 

11. Artikel 43 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 43 

1. Die Mitghedstaaten ergreifen die erforderh- 
chen Maßnahmen, um in den unter diese Ver- 
ordnung fahenden Bereichen eine ordnimgs- 
gemäße Anwendung des Gleichbehandlungs- 
grundsatzes durch alle natürhchen oder juristi- 
schen Personen zu gewährleisten und Verstöße 
zu ahnden. 

2. Die Mitghedstaaten übermitteln der Kommis- 
sion zur Information den Wortlaut ihrer gegen- 
seitigen Abkommen, Übereinkommen oder 
Vereinbarungen auf dem Gebiet des Arbeits- 
marktes aus der Zeit zwischen der Unterzeich- 
nung und dem Inkrafttreten dieser Abkom- 
men, Übereinkommen oder Vereinbarun- 
gen." 

12. In Artikel 47 wird der Verweis auf die Artikels 
und 9 a zwischen die Verweise auf die Artikel 3 
und 10 eingefügt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffenthchung 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in aUen ihren Teilen verbindhch 
und gilt unmittelbar in jedem Mitghedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 68/360/EWG zur Aufhebung 
der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre 
Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 49, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Richtlinie 68/360/EWG des Rates vom 15. Ok- 
tober 19681), geändert durch die Akte über den Bei- 
tritt Spaniens und Portugals, zur Aufhebung der 
Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeit- 
nehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienange- 
hörigen ist festgelegt, unter welchen Voraussetzun- 
gen diese Beschränkungen für den unter die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) . . .3), fallenden Perso- 
nenkreis beseitigt oder gelockert werden. 

Die Verordnung . . . [zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68] dehnt deren persönlichen Gel- 
tungsbereich aus. Daher sind die Bestimmungen der 
Richtlinie 68/360/EWG sowohl für Arbeitnehmer und 
ihre Familienangehörigen der Mitgliedstaaten als 
auch für Familienangehörige ohne die Staatsangehö- 
rigkeit eines Mitgliedstaats entsprechend zu ändern. 

Es hat sich herausgestellt, daß die Verfahren zur Ertei- 
lung der Aufenthaltsbescheinigungen und zur Aus- 
stellung der entsprechenden Urkunden in vielen Fäl- 
len zu langwierig und kostspielig sind und die Betref- 
fenden objektiv daran hindern, ihren Alltag zu gestal- 
ten und sich in das Aufnahmeland einzugliedern. 

Im Hinblick auf die Dauerhaftigkeit des Aufenthalts 
sind die neuen Arbeitsmarktbedingungen, insbeson- 
dere die Zunahme von instabilen Beschäftigungsver- 
hältnissen und Zeitarbeitsplätzen, zu berücksichti- 
gen. 

Im Rahmen des Europas der Bürger ist das Gefühl der 
Zugehörigkeit zu Europa zu fördern. Deshalb ist der 
Aufenthaltsnachweis „Aufenthalts schein der Euro- 
päischen Gemeinschaften" zu nennen — 


1) ABI. Nr. L 257 vom 19. 10. 1968, S. 13 

2) ABI. Nr. L 257 vom 19. 10. 1968, S. 2 

3) ABI. Nr. 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Richtlinie 68/360/EWG wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In Artikel 4 Abs. 2 erhält der erste Satz folgende 
Fassung: 

„(2) Zum Nachweis des Aufenthaltsrechts wird 
eine , Aufenthaltsschein der Europäischen Ge- 
meinschaften' genannte Urkunde ausgestellt". 

2. In Artikel 4 Abs. 3 erhält der erste Satzteil fol- 
gende Fassung: 

„Die Mitgliedstaaten dürfen für die Ausstellung 
des Aufenthaltsscheins der Europäischen Ge- 
meinschaften . . . " . 

3. In Artikel 4 Abs. 3 erster Unterabsatz Buchstabe b 
wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des Artikels 6 Abs. 4 eine Beschei- 
nigung der zuständigen Behörden des Aufnahme- 
landes über den Änspruch auf Arbeitslosen- 
geld". 

4. Artikel 4 Abs. 3 zweiter Gedankenstrich Buch- 
stabe e erhält folgende Fassung: 

„e Für die Familienangehörigen nach Artikel 10 
Abs. 1 Buchstabe c der Verordnung . . . (EWG) 
Nr. 1612/68 eine von der zuständigen Behörde 
des Herkunftsstaates ausgestellte Urkunde, in 
der bescheinigt wird, daß ihnen der Arbeit- 
nehmer Unterhalt gewährt oder daß sie in die- 
sem Land mit dem Arbeitnehmer oder dem 
Ehegatten in häuslicher Gemeinschaft le- 
ben." 

5. Artikel 4 Abs. 4 wird gestrichen. 

6. In Artikel 5 wird folgender Absatz angefügt: 

„Diese Formalitäten sind in kürzester Frist zu erle- 
digen". 

7. Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b eine Gültigkeitsdauer von mindestens fünf 
Jahren vom Zeitpunkt der Ausstellung an ha- 
ben; sie kann ohne weiteres um jeweils zehn 
Jahre verlängert werden;". 

8. Artikel 6 Abs. 2 sind nach „durch Militärdienst" 
folgende Worte einzufügen: 

„oder aus medizinischen Gründen, wegen Mut- 
terschaft oder einer Ausbildung im Falle einer 
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Entsendung im Sinne von Artikel 9 a der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68." 

9. In Artikel 6 Abs. 3 wird nach dem ersten Unterab- 
satz folgender Unterabsatz eingefügt; 

„Hat jedoch ein Arbeitnehmer nacheinander ver- 
schiedene befristete Arbeitsverträge geschlossen, 
deren Gesamtdauer innerhalb einer Aufenthalts- 
dauer von 18 Monaten ohne Unterbrechung zwölf 
Monate oder mehr beträgt, so erteilt ihm der Auf- 
nahmemitgliedstaat nach Vorlage einer Einstel- 
lungserklärung oder einer Arbeitsbescheinigung 
auch dann die Aufenthaltsbescheinigung im 
Sinne von Absatz 1, wenn die Dauer der Arbeit 
weniger als ein Jahr beträgt". 

10. In Artikel 6 wird nach Absatz 3 ein neuer Absatz 
angefügt: 

„4. Hat ein Arbeitnehmer im Aufnahmestaat ei- 
nen Arb eits vertrag von mehr als drei Monaten 
und weniger als einem Jahr geschlossen und 
einen Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslo- 
sigkeit nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates erworben, so kann die ihm gemäß 
Absatz 3 erster Unterabsatz erteilte Aufent- 
haltsbescheinigung bis zum Erlöschen dieses 
Leistungsanspruchs ohne weiteres verlängert 
werden. 

Hat der Arbeitnehmer im Aufnahmestaat ei- 
nen Arbeitsvertrag für weniger als drei Mo- 
nate geschlossen und einen Anspruch auf Lei- 
stungen bei Arbeitslosigkeit nach den Rechts- 
vorschriften dieses Staates erworben, so er- 
teilt ihm dieser eine Aufenthaltsbescheini- 
gung mit einer Gültigkeitsdauer von drei Mo- 
naten, die bis zum Erlöschen des Leistungsan- 
spruchs verlängert werden kann " . 

11. In Artikel 7 Abs. 1 werden die Worte „infolge 
Krankheit oder Unfall" durch folgende Worte er- 
setzt: 

„infolge Krankheit, Unfall oder Mutterschaft" 

12. In Artikel 7 Abs. 1 wird folgender Unterabsatz an- 
gefügt: 

„Bei Ablauf der Gültigkeitsdauer kann sie ohne 
weiteres gemäß Artikel 6 verlängert werden". 

13. Artikel 7 Abs. 2 wird gestrichen. 


14. In Artikel 9 Abs. 1 wird der Satzteil „der in dieser 
Richtlinie genannten Aufenthaltsdokumente für 
die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der 
EWG" wie folgt ersetzt: 

„ . . . der Aufenthaltsschein und Urkunden für die 
unter diese Richtlinie fallenden Personen . . 

15. In Artikel 9 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 
angefügt: 

„4. Die Vorlage des Aufenthaltsscheins darf beim 
Grenzübertritt nicht verlangt werden". 

16. Der in Artikel 4 Abs. 2 genannte Anhang zur 
Richtlinie enthält folgenden Wortlaut: 

„Dieser Aufenthaltsschein der Europäischen Ge- 
meinschaften wird aufgrund der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68, /der Verordnung (EWG) 
Nr. . ./ und der zur Durchführung der Richtlinie 
68/360 /und der Richtlinie . . ./ erlassenen Vor- 
schriften ausgestellt. 

Der Inhaber dieses Aufenthaltsscheins hat unter 
denselben Bedingungen wie . . . i) Arbeitnehmer 
das Recht auf Zugang zu Beschäftigungen im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis und auf deren Aus- 
übung im ... 1) Hoheitsgebiet." 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie innerhalb von sechs 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich davon in 
Kenntnis. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


1) Staatsangehörigkeit und Ausstellungsstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 
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Bericht der Abgeordneten Frau Beck-Oberdorf 


I. 

Die Unterrichtung wurde mit Drucksache 11/4847, 
Nr. 2.2, vom 23. Juni 1989 gern. § 93 GO dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialer dmmg zur federführen- 
den Beratung sowie dem Auswärtigen Ausschuß und 
dem Innenausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der 
Auswärtige Ausschuß hat die Vorlagen am 26. April 
1990 zur Kenntnis genommen. Der Innenausschuß hat 
sich in seiner Sitzung vom 30. Mai 1990 mit den Stim- 
men der Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP bei Enthaltung der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN den im Beschluß des Bundes- 
rates vom 30. Juni 1989 (BR- Drucksache 214/89) unter 
Ziffer 2 wiedergegebenen Bedenken angeschlossen. 
Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Beratung in seiner 115. Sitzimg am 7. Februar 1990 
aufgenommen und unter dem Vorbehalt der noch aus- 
stehenden Voten der mitberatenden Ausschüsse ab- 
geschlossen. Er hat mit den Stimmen der Mitgheder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitgheder der Fraktion DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Mitgheder der Fraktion der 
SPD der vorstehenden von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP eingebrachten Beschlußempfehlung 
zugestimmt. Die Stellungnahme des mitberatenden 
Innenausschusses hat dem Ausschuß keine Veranlas- 
simg gegeben, die Beratung wieder aufzunehmen. 

II . 

Die Kommission schlägt vor, den räumhchen Gel- 
tungsbereich (Artikel 9 a), den persönhchen Gel- 
tungsbereich (Artikel 10) und den sachhchen Gel- 
tungsbereich (Artikel 7 Abs. 5) zu erweitern. Das 
Recht des Famihennachzugs eines Arbeitnehmers 
und seines Ehegatten soU auf aUe Famihenangehöri- 
gen in auf- und absteigender Linie sowie auf aUe Sei- 
tenhnien ausgedehnt werden. Bei der Gewährung 
von sozialen und steuerhchen Vergünstigrmgen im 
innerstaathchen Recht soUen auch Umstände berück- 
sichtigt werden, die in anderen Mitghedstaaten der 
Gemeinschaft erfüllt werden. 

IIL 

Die Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
erinnerten an die vom Deutschen Bundestag in seiner 


185. Sitzung am 14. Dezember 1989 angenommenen 
Beschlußempfehlimg (Drs. 11/5996), in der auch die 
Frage der Freizügigkeit angesprochen sei. Sie beton- 
ten, daß das Territorialprinzip als sozialpohtisches 
Grundprinzip festzuschreiben sei. Sie wiesen u. a. auf 
die beim Kindergeld oder der Anrechnung von Kin- 
dererziehungszeiten in der Rentenversicherung auf- 
getretenen Probleme hin. Die Wirkungen deutscher 
Sozialvorschriften dürften nicht unkalkuherbar wer- 
den. Sie lehnten eine weitere Ausweitung des Fami- 
hennachzugs, wie in dem Verordnungsentwrurf vorge- 
sehen, ab. Im Bereich der Freizügigkeit habe es in der 
EG bedeutende Fortschritte gegeben. Die Gemein- 
schaft habe sich auf die Ausweitung der Freizügigkeit 
für Studenten, Rentner und Nichtarbeitnehmer ver- 
ständigt. Voraussetzung sei allerdings der vorherige 
individuelle Nachweis, daß ausreichende Mittel für 
die Bestreitung der Lebenshaltungskosten vorhanden 
seien und eine ausreichende Krankenversicherung 
bestehe. Der vorliegende Kommissions verschlag un- 
terlaufe tendenziell diese gefundene Basis. 

Die Mitgheder der Fraktion der SPD stellten in der 
Frage des Territorialprinzips grundsätzhche Überein- 
stimmung fest. Gleichwohl komme ihm nur eine tem- 
poräre Schutzfunktion zu. Im Laufe der längerfristi- 
gen Entwicklung müsse es zugunsten einer eigen- 
ständigen Rechtsgrundlage für die Sozialpohtik auf 
Gemeinschaftsebene aufgegeben werden, da es ten- 
denzieU zu insularen Lösungsansätzen führe. Der ge- 
meinsame Binnenmarkt erfordere prinzipieU eine we- 
niger restriktive Handhabung des Aufenthaltsrechts. 
Deshalb könne man dem zweiten Absatz der Be- 
schlußempfehlung nicht beitreten und enthalte sich 
insgesamt der Stimme. 

Die Mitgheder der Fraktion DIE GRÜNEN betonten 
ihre Befürchtung, daß die europäische Integration im 
wirtschaftlichen Bereich schnehe Fortschritte mache, 
ohne sozial ausreichend flankiert zu sein. Strebe man 
einen gemeinsamen Binnenmarkt an, so müsse man 
konsequenterweise auch bereit sein, die sozialen Fol- 
gekosten zu tragen. Die Ablehnung einer Ausweitung 
der Freizügigkeit widerspreche dem Bestreben nach 
einem gemeinsamen Binnenmarkt. Außerdem stehe 
eine restriktive Handhabung des Famihennachzugs 
im Widerspruch zu Artikel 6 GG. 


Bonn, den 7. Mai 1990 


Frau Beck-Oberdorf 

Berichterstatterin 
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